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 Änderungen im Teilzeitrecht 

Der Gesetzgeber hat zum Jahresbeginn 2019 
mit dem Gesetz zur Weiterentwicklung des Teil-
zeitrechts - Einführung einer Brückenteilzeit 
vom 11.12.2018 erhebliche Neuerungen, auf 
die die Arbeitgeber sich einstellen müssen, ein-
geführt. Gegenstand dieser Darstellung soll nur 
ein kurzer Überblick sein: 

1.  Arbeitnehmer haben nunmehr einen An-
spruch auf eine befristete Teilzeit für die 
Dauer zwischen 1 Jahr und 5 Jahren. 

2.  Der Anspruch entsteht, wenn das Arbeits-
verhältnis länger als 6 Monate bestanden 
hat. 

3.  Die Befristungsdauer kann der Arbeitneh-
mer frei wählen, nach Ablauf gilt wieder die 
frühere Arbeitszeit. 

4.  Die Regelung gilt in Betrieben mit mehr als 
45 Arbeitnehmern. 

5.  Der Arbeitgeber kann betriebliche Gründe 
einwenden, die auch in der Befristung der 
Teilzeit liegen können. 

6.  Übergänge von einer Teilzeit (z.B. von der 
Teilzeit während Elternzeit in die Brücken-
teilzeit) sind nicht ohne weiteres möglich, 
die Arbeitnehmer müssen zunächst wieder 
Vollzeit arbeiten, und dann ihren Teilzeit-
wunsch anmelden. 

Zu beachten sind noch weitere Details, die den 
hiesigen Rahmen aber sprengen. 

Der Gesetzgeber hat weitere Punkte verändert: 

1.  Das Teilzeitverlangen muss zukünftig min-
destens in Textform geltend gemacht wer-
den (bisher formlos möglich), der Arbeitge-
ber darf keine strengere Form vorgeben. 
Der Arbeitgeber muss Teilzeitwünsche wei-
terhin in Schriftform ablehnen. 

2.  Ab 01.01.2019 gilt bei der Abrufarbeit und 
nicht festgelegter Regelarbeitszeit eine 
Mindestarbeitszeit von 20 Stunden/pro Wo-
che statt bisher 10 Stunden/pro Woche. 

 

 Unwirksamkeit einer umfassenden Verfall-
klausel - Urlaubsabgeltung 

Das Bundesarbeitsgericht hat in einer Entschei-
dung vom 18.09.2018 Ausschlussklauseln, die 
den gesetzlichen Mindestlohn nicht vom Verfall 
nach Ablauf der Ausschlussfrist ausnehmen, 
dann als unwirksam betrachtet, wenn die Ar-
beitsverträge nach dem 31.12.2015 geschlos-
sen wurden. 

Es ging um eine Klausel, die folgenden Wortlaut 
hatte: 

"Verfallfristen 

Alle beiderseitigen Ansprüche aus dem Arbeits-
verhältnis und solche, die mit dem Arbeitsver-
hältnis in Verbindung stehen, verfallen, wenn 
sie nicht innerhalb von 3 Monaten nach Fällig-
keit gegenüber der anderen Vertragspartei 
schriftlich geltend gemacht worden sind." 

Der Arbeitnehmer klagt mehr als 3 Monate nach 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses und 
nachdem ihm der Arbeitgeber die Schlussab-
rechnung übersandt hat, Urlaubsabgeltungsan-
sprüche ein und gewinnt. 

Das Bundesarbeitsgericht hält die Klausel für 
intransparent, da der Arbeitsvertrag § 307 Abs. 
1 S. 2 BGB nicht gerecht werde, weil die Klausel 
den Eindruck erweckt, dass auch Ansprüche 
auf den Mindestlohn vom Verfall umfasst sind 
und damit die Rechtslage unzutreffend und irre-
führend darstellt. Nach § 3 S. 1 Mindestlohnge-
setz sind Vereinbarungen, die den Anspruch 
auf den gesetzlichen Mindestlohn unterschrei-
ten oder seine Geltendmachung beschränken 
oder ausschließen, unwirksam. 

Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 18.09.2018 - 9 
AZR 162/18 

 

 

 

 

 

 

 

 Auftraggeber muss mit einer Minderung 
nicht zufrieden sein 

Der Bundesgerichtshof hat zur Frage, ob und 
wann der Bauherr sich auf einen Minderungs-
betrag einlassen muss, einen die bisherige 
Rechtsprechung bestätigenden Beschluss er-
lassen: 
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Im entschiedenen Fall war nach der Abnahme 
an Kellerwänden und der Unterschicht der Holz-
schalung am auskragenden Dach Feuchtigkeit 
und Schimmelpilz entstanden. Es stellt sich her-
aus, dass die Dickbeschichtung der Kellerau-
ßenwände nicht ausgereicht hatte und die Drä-
nage mangelhaft war. Der gerichtliche Sachver-
ständige stellt fest, dass zur Sanierung entwe-
der eine Abdichtung des Kellers gegen drü-
ckendes Wasser oder die Herstellung einer ord-
nungsgemäßen Abdichtung gegen nicht stau-
endes Sickerwasser und einer ordnungsgemä-
ßen Dränage mit Entwässerung gegebenenfalls 
durch mehrere Sickerbrunnen bzw. einen Puf-
ferspeicher erforderlich ist. Der Bauherr ver-
klagt den Architekten daraufhin auf Schadens-
ersatz in Höhe der Mangelbeseitigungskosten. 
Der Architekt wird auch verurteilt und greift 
diese Entscheidung vor dem Bundesgerichts-
hof an. Der Bundesgerichtshof gibt der Nichtzu-
lassungsbeschwerde wegen Verletzung rechtli-
chen Gehörs statt, weist aber im Rahmen sei-
ner Begründung darauf hin, dass es nicht da-
rum gehen kann, den klagenden Bauherrn mit 
einem Minderwert abzuspeisen, da er sich nicht 
darauf verweisen lassen muss, dass durch eine 
nicht vertragsgemäße Nachbesserung eine 
minderwertige Leistung verbleibe und diese 
dann durch einen Minderungsbetrag abgegol-
ten werden kann. Vielmehr habe der Bauherr 
Anspruch auf eine vollständige Mangelbeseiti-
gung.  

Sehr oft lassen sich Gerichte, beeinflusst durch 
Sachverständige zu Minderungen hinreißen, 
schneiden dem Auftraggeber damit das Recht 
auf eine vertragsgemäße Leistung ab. Die Min-
derung ist und bleibt der Ausnahmefall. 

Bundesgerichtshof, Beschluss vom 10.10.2018 
–VII ZR 229/17 

 Auch optischer Mangel kann Baumangel 
sein 

Das Oberlandesgericht Hamburg hat in einem 
Rechtsstreit zwischen Generalunternehmer 
und Bauherr (Inhaber einer Arztpraxis) zu opti-
schen Mängeln eines PVC-Design-
Bodenbelags Folgendes entschieden: 

Auch ein optischer Mangel kann - in einer reprä-
sentativen Praxis - ein Baumangel sein, der be-
seitigt werden muss. Dem Fall lag folgender 
Sachverhalt zugrunde: 

Nach Bezug der Arztpraxis treten im hochwerti-
gen PVC-Design-Bodenbelag Dellen und Ein-
drücke auf. Der Generalunternehmer der Sa-
nierung weist mit der Begründung, die Dellen 
beruhten nicht auf einem Mangel seiner Wer-
kleistung sondern auf dem Nutzungsverhalten 
des Arztes, die Mangelrüge zurück. 

Mit dieser Einwendung hat der Generalunter-
nehmer indes keinen Erfolg, da das Oberlan-
desgericht der Auffassung ist, dass das Werk 
nicht die vereinbarte Beschaffenheit aufweist. 
Diese bestimme sich danach, welche Funktion 
das Werk nach dem Willen der Parteien erfüllen 
soll. 

Nachdem der vom Gericht bestellte Sachver-
ständige festgestellt hat, dass der verlegte 
PVC-Belag Dellen und Resteindrücke infolge 
der Belastungen aufweist, die sich ergeben, 
wenn entweder die fahrbare Dentaleinheit oder 
Büro-Rollcontainer über den Boden bewegt 
werden, und dies so stark sei, dass optisch 
stark störende Erscheinungen auftreten, ent-
scheidet das Gericht, dass ein Baumangel vor-
liege, auch wenn technisch keine Funktionsbe-
einträchtigung gegeben ist. Der Boden erfülle 
nicht die berechtigte Erwartung des Arztes, den 
im täglichen Gebrauch auftretenden Belastun-
gen ohne optische Beeinträchtigung standzu-
halten. Das stelle einen Mangel dar. Zu berück-
sichtigen sei auch, dass die repräsentative 
Funktion der neu sanierten Arztpraxis einen 
wichtigen Raum einnehme und auch dieser re-
präsentative Eindruck vom Leistungsspektrum 
des Generalunternehmervertrages erfüllt sei. 

Der Einwand der Unverhältnismäßigkeit der 
Kosten einer Nacherfüllung gemäß § 635 Abs. 
3 BGB hat für den Unternehmer nur dann Er-
folg, wenn der Besteller kein objektiv berechtig-
tes Interesse an einer ordnungsmäßigen Ver-
tragserfüllung hat. Hat er es, weil es gerade 
auch auf die Optik ankommt, kann er Nachbes-
serung verlangen. 

OLG Hamburg, Urteil vom 28.09.2018 - 11 U 
128/17 

 

 Besonderer Betreuungsbedarf im Elternun-
terhalt 

In einem Beschluss vom 12.09.2018 - XII ZB 
384/17 (FamRZ 2018, 1903 ff.) hatte sich der 
Bundesgerichtshof mit einem weiteren Aspekt 
des Elternunterhalts zu befassen. In dem zu 
entscheidenden Fall hat das Sozialamt aus 
übergegangenem Recht zwei Kinder der Hilfs-
bedürftigen Mutter, welche in einem Alten- und 
Pflegeheim gewohnt hat, auf rückständigen El-
ternunterhalt in Anspruch genommen. Im streit-
gegenständlichen Zeitraum ergab sich eine Er-
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höhung der Betreuungskosten, da die von Ge-
burt gehörlose Mutter in einer besonderen 
Wohngruppe für Gehörlose des Alten- und Pfle-
geheims untergebracht wurde, mit höheren 
Pflegekosten (ca. EUR 500,00 monatlich), wel-
che nicht über Dritte, auch nicht über die Pfle-
geversicherung abgedeckt waren. 

In I. Instanz wurde die Forderung an rückstän-
digen Elternunterhalt im Wesentlichen abge-
wiesen. Das Beschwerdegericht hat die Kinder 
im Wesentlichen antragsgemäß zur Zahlung 
verpflichtet. Durch den BGH wurde das amtsge-
richtliche Urteil vom Ergebnis her im Wesentli-
chen wiederhergestellt. 

Zunächst wurde durch den Bundesgerichtshof 
auf Grundlage früherer Entscheidungen bestä-
tigt, dass sich der Bedarf eines pflegebedürfti-
gen Elternteils aus den Heimkosten zuzüglich 
Taschengeld zusammensetzt. Weiter wurde auf 
Grundlage früherer Entscheidungen bekräftigt, 
dass zwar nur die Unterbringung in einem ein-
fachen Alten- und Pflegeheim, den dort entste-
henden Kosten, begründet ist, aufgrund der 
fehlenden eigenen Mittel zur Bedarfsdeckung. 
Allerdings wurde weiter auf Grundlage der bis-
herigen Rechtsprechung bestätigt, dass sich 
ein unterhaltspflichtiges Kind hierauf nicht beru-
fen kann, soweit das Heim zunächst unter dem 
Gesichtspunkt der eigenen Kostendeckung, 
über vorhandene Mittel bzw. Einkünfte der El-
tern ausgewählt wird oder die unterhaltsver-
pflichteten Kinder an der Auswahl des Heim 
selbst beteiligt waren, dieses zumindest gebil-
ligt haben, sodass bei späterer Beanstandung 
der Kosten ein widersprüchliches Verhalten 
vorläge. 

Die höheren Kosten in der besonderen Wohn-
gruppe für Gehörlose ergaben sich aus der 
Qualifikation des Pflegepersonals und, wie in 
der Entscheidung festgestellt, aus dem insoweit 
höheren Zeitaufwand zur Kommunikation in der 
Gebärdensprache. Dieser höhere Kostenauf-
wand wurde als gerechtfertigt angesehen, da-
mit grundsätzlich als Basis für die Inanspruch-
nahme auf den Elternunterhalt herangezogen. 
Überprüft wurde, dass eine Erstattung über die 
Pflegeversicherung, durch eine höhere Pflege-
stufe, zum Zeitpunkt der Entscheidung bzw. für 
den betroffenen Zeitraum, nicht zu erlangen 
war. Sodann hat der Bundesgerichtshof jedoch 
festgestellt, dass der Inanspruchnahme der 
Kinder eine Einschränkung für den Regress des 
Sozialhilfeträgers nach § 94 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 
SGB XII, aufgrund unbilliger Härte im sozial-
rechtlichen Sinne, entgegensteht. Begründet 
wurde dies sinngemäß damit, dass die Teil-
nahme des pflegebedürftigen Elternteils an so-
zialen Kontakten gesellschaftliche Aufgabe ist, 
lediglich die gesetzlichen Voraussetzungen für 
die Berücksichtigung der insoweit höheren Kos-
ten in der Pflegeversicherung noch nicht ge-

schaffen waren, sodass es sozialrechtlich unbil-
lig wäre, für diesen Umstand die unterhalts-
pflichtigen Kinder in die Verantwortung zu neh-
men. 

BGH, Beschluss vom 12.09.2018 - XII ZB 
384/17 

 

 Das Widerrufsrecht ist bei der online-Bestel-
lung von Medikamenten nicht generell aus-
geschlossen 

Nach einer Entscheidung des Kammergerichts 
Berlin (Urteil vom 09.11.2018 - 5 U 185/17) ist 
auch beim Versandhandel mit Medikamenten 
das Widerrufsrecht nicht generell ausgeschlos-
sen. In dem Verfahren hatte die Verbraucher-
zentrale Bundesverband (vzbv) gegen die nie-
derländische Versandapotheke DocMorris ge-
klagt, weil diese das Widerrufsrecht für Medika-
mente in den AGB vollständig ausgeschlossen 
hat. DocMorris hat damit argumentiert, dass 
Arzneimittel nach einer Rückgabe entsorgt wer-
den müssten, da sie aus Sicherheitsgründen 
nicht mehr verkauft werden könnten. Das führt 
nach Auffassung des Kammergerichts aber 
nicht zu einem Ausschluss des Widerrufs-
rechts, da dies im gesetzlichen Ausnahmekata-
log des § 312g Abs. 2 BGB keine Stütze findet. 
Denn danach sind z.B. Waren, die eindeutig auf 
die persönlichen Verhältnisse des Verbrau-
chers zugeschnitten sind, vom Widerrufsrecht 
ausgeschlossen. Diese Ausnahme greift aber 
für verschriebene Arzneimittel gerade nicht. Es 
handelt sich dabei auch nicht um Waren, die ge-
nerell und stets schnell verderben können. Im 
Einzelfall kann die Ausnahme der Versiege-
lungsentfernung gegeben sein, dies aber nicht 
in jedem Fall, sodass auch insoweit der gene-
relle Widerrufsausschluss nicht gerechtfertigt 
ist. 

Bei dem Versand von Medikamenten kann da-
her im Einzelfall durchaus das Widerrufsrecht 
ausgeschlossen sein, es ist aber nicht zulässig, 
wenn eine Online-Apotheke generell das Wi-
derrufsrecht in Bezug auf Medikamente aus-
schließt. Das Kammergericht hält zudem auch 
die Praxis von DocMorris, im Rahmen von Be-
stellungen darauf zu verzichten, die Telefon-
nummer der Kunden abzufragen, für unzuläs-
sig. Denn § 17 Abs. 2a Nr. 7 ApBetrO schreibt 
vor, dass Online-Apotheken eine Telefonnum-
mer des Kunden anfordern müssen, um diesen 
ggf. telefonisch beraten zu können. 
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KG Berlin, Urteil vom 09.11.2018 - 5 U 185/17 

 Erstes Bußgeld für einen Verstoß gegen die 
DSGVO 

Der LfDI Baden-Württemberg hat als erste Be-
hörde in Deutschland gegen ein Unternehmen 
eine Geldbuße in Höhe von EUR 20.000,00 ver-
hängt. Bei dem Unternehmen wurden auch auf-
grund eigener Versäumnisse durch einen Ha-
ckerangriff personenbezogene Daten (unter an-
derem Passwörter und E-Mail-Adressen) ent-
wendet. Das Unternehmen meldete die Daten-
panne gegenüber dem LfDI und informierte zu-
dem unverzüglich seine Nutzer. Mitursächlich 
für den erfolgreichen Hackerangriff war, dass 
bei dem Unternehmen die Passwörter im Klar-
text gespeichert waren. Darin sah der LfDI ei-
nen Verstoß gegen die Pflicht zur Gewährleis-
tung der Datensicherheit bei der Verarbeitung 
personenbezogener Daten. Bei der Bemessung 
des Bußgeldes wurde nach der Pressemittei-
lung des LfDI zum einen die gute Kooperation 
des Unternehmens berücksichtigt und auch der 
Umstand, dass innerhalb weniger Wochen weit-
reichende Maßnahmen zur Verbesserung der 
IT- Sicherheit umgesetzt wurden. Es gehe der 
Behörde dabei nicht darum, in einen Wettbe-
werb um möglichst hohe Bußgelder einzutre-
ten, vielmehr zähle am Ende die Verbesserung 
von Datenschutz und Datensicherheit für die 
betroffenen Nutzer. 

Unternehmen, die vor der Meldung einer Daten-
panne zurückschrecken zeigt der Fall, dass die 
Zusammenarbeit mit den Aufsichtsbehörden 
nicht nachteilig sein muss. Natürlich hätte das 
Unternehmen auch versuchen können, die Da-
tenpanne unter den Teppich zu kehren, wäre 
dies publik geworden, wäre das Bußgeld aber 
sicherlich deutlich höher ausgefallen.  

 Abmahnung eines Verstoßes gegen die 
DSGVO 

Die Gerichte befassen sich weiter mit der 
Frage, ob Verstöße gegen die DSGVO eine 
wettbewerbsrechtliche Abmahnung nach sich 
ziehen können und kommen zu unterschiedli-
chen Ergebnissen.  

So hat das LG Wiesbaden mit Urteil vom 
05.11.2018 (5 O 214/18) ebenso wie das LG 
Bochum (Urteil vom 07.08.2018 - I-12 O 85/18) 
entschieden, dass die Regelungen der DSGVO 
zur Durchsetzung von Ansprüchen im Falle ei-
nes Verstoßes abschließend sind, sodass für 
die Anwendung des Wettbewerbsrechts kein 
Raum mehr bleibe. Denn ein Rückgriff auf das 
Wettbewerbsrecht sei nach § 3a UWG nur zu-
lässig, wenn die DSGVO die Rechtsfolgen ei-
nes Verstoßes nicht abschließend regele. Da 
insoweit keine Rechtsschutzlücke bestünde, 
müsse diese nicht durch das UWG geschlossen 
werden, sodass eine wettbewerbsrechtliche 
Abmahnung nicht zulässig sei. 

Das OLG Hamburg kommt mit Urteil vom 
25.10.2018 (3 U 66/17), ebenso wie z. B. das 
LG Würzburg (Beschluss vom 13.09.2018 - 11 
O 1741/18) zum gegenteiligen Ergebnis. Da-
nach enthalte die DSGVO gerade kein abschlie-
ßendes Sanktionssystem, das einer zivilrecht-
lich begründeten Verfolgung von Verletzungen 
der Datenschutzvorschriften durch Mitbewerber 
entgegenstünde. Trotz der mit der Richtlinie be-
absichtigten Vollharmonisierung sei kein ab-
schließendes Rechtsbehelfssystem festgelegt 
worden. 

Unabhängig von der Frage, ob ein Verstoß ge-
gen die DSGVO eine wettbewerbsrechtliche 
Abmahnung nach sich ziehen kann, sind Unter-
nehmen gut beraten, sich mit dem Thema Da-
tenschutz zu befassen, da auch die möglichen 
Sanktionen nach der DSGVO, insbesondere 
ein mögliches Bußgeld durch die Aufsichtsbe-
hörde, erhebliche Nachteile mit sich bringen 
kann. 

LG Wiesbaden (Urteil vom 05.11.2018 - 5 O 
214/18); LG Bochum (Urteil vom 07.08.2018 - I-
12 O 85/18);  

OLG Hamburg (Urteil vom 25.10.2018 - 3 U 
66/17); LG Würzburg (Beschluss vom 
13.09.2018 - 11 O 1741/18) 

 

 Betriebskosten: Individualvertragliche Aus-
schlussfrist von zwei Wochen ist wirksam 

Mit Urteil vom 22.05.2018 - 9 U 111/18 - be-
fasste sich das Oberlandesgericht Karlsruhe 
mit der Frage, ob eine individualvertraglich ver-
einbarte, also im Einzelnen ausgehandelte Aus-
schlussfrist von zwei Wochen gegen Neben-
kostenabrechnungen wirksam ist. Das Oberlan-
desgericht Karlsruhe sah zutreffend für den Be-
reich der Geschäftsraummiete keine rechtli-
chen Bedenken, für Einwendungen des Mieters 
gegen Nebenkostenabrechnungen individual-
vertraglich eine kurze Ausschlussfrist von zwei 
Wochen zu vereinbaren. 

Häufig handelt es sich aber bei derartigen Aus-
schlussregelungen um Allgemeine Geschäfts-
bedingungen. Insoweit gelten sehr viel stren-
gere Voraussetzungen, damit eine derartige 
Regelung als wirksam angesehen werden 
kann. Mit dieser Fragestellung befasste sich 
das Oberlandesgericht Karlsruhe aber nicht. 
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Gegenstand des Rechtsstreits war ein Mietver-
trag über eine Apotheke. Zur Abrechnung der 
Nebenkosten trafen die Parteien folgende, im 
Einzelnen ausgehandelte Vereinbarung: 

"Der Vermieter legt in regelmäßigen Abstän-
den, die 12 Monate nicht überschreiten sollen, 
Rechnung über die tatsächlich entstandenen 
Betriebskosten und legt diese nach dem Ver-
hältnis der Wohn- und Nutzflächen des gesam-
ten Gebäudes auf die einzelnen Mieter um, so-
weit kein anderer Umlegungsmaßstab verein-
bart wird. Einwendungen gegen die Richtigkeit 
der Abrechnung können nur innerhalb 14 Ta-
gen nach Zugang und nur schriftlich geltend ge-
macht werden. Rückzahlungen bzw. Ab-
schlusszahlungen sind innerhalb eines Monats 
nach Zugang der Abrechnung fällig." 

Der Mieter macht nach Ablauf der Ausschluss-
frist Einwendungen gegen die Nebenkostenab-
rechnungen für die Jahre 2010 bis 2013 geltend 
und erhebt Klage auf Rückzahlung zu viel ge-
leisteter Nebenkostenvorauszahlungen. Die 
Klage wird mit der Begründung abgewiesen, 
der Mieter sei mit Einwendungen gegen die Ab-
rechnungen ausgeschlossen, weil er die Frist 
von zwei Wochen zur Erhebung von Einwen-
dungen versäumt habe. Das Oberlandesgericht 
Karlsruhe führt zunächst aus, dass die Betriebs-
kostenabrechnungen in formeller Hinsicht ord-
nungsgemäß sind. Sie entsprechen den formel-
len Anforderungen an die Abrechnungen eines 
Vermieters (vgl. zu den Anforderungen BGH 
NJW 2005, 219; BGH NJW 2008, 2258; BGH 
NJW 2009, 283; BGH, Beschluss vom 
14.12.2012 - VIII ZR 207/11). Aus den Abrech-
nungen sind jeweils die Gesamtkosten des 
Hauses ersichtlich, die auf die verschiedenen 
Einheiten verteilt wurden. Es sind die Vertei-
lungsschlüssel ersichtlich. Die Berechnung des 
jeweiligen Mieteranteils lässt sich nachvollzie-
hen. Auch die Vorauszahlungen des Mieters 
sind in den Abrechnungen berücksichtigt. 
Sämtliche Einwendungen des Mieters gegen 
die Abrechnungen bezogen sich somit auf in-
haltliche Fehler und nicht auf die formellen Vo-
raussetzungen einer ordnungsgemäßen Be-
triebskostenabrechnung. Mögliche inhaltliche 
Fehler der Betriebskostenabrechnungen kann 
der Mieter nachträglich aber nicht mehr geltend 
machen, er ist mit solchen Einwendungen auf-
grund der vereinbarten Ausschlussfrist ausge-
schlossen. Bei den Regelungen zu Einwendun-
gen gegen die Richtigkeit von Betriebskosten-
abrechnungen handelt es sich nach den Fest-
stellungen des Oberlandesgerichts um eine In-
dividualvereinbarung, die als Ausschlussfrist 
auszulegen ist. Insbesondere handelt es sich 
bei der vertraglichen Vereinbarung nicht um 
eine bloße "Fälligkeitsregelung". Gegen die ver-
traglich vereinbarte Ausschlussfrist lässt sich 
auch nicht einwenden, innerhalb der Frist von 
zwei Wochen lasse sich möglicherweise eine 

Betriebskostenabrechnung nicht ausreichend 
prüfen. Kurze Fristen sind bei Verträgen im ge-
werblichen Bereich durchaus nicht selten, bei-
spielsweise die Untersuchungs- und Rügeoblie-
genheit beim Handelskauf gemäß § 377 HGB. 
Kurze Fristen dienen im Geschäftsleben dazu, 
dass möglichst zügig für den anderen Teil klar 
wird, ob ein Vertragspartner bestimmte Rechte 
geltend machen will. 

Die Ausschlussfrist von zwei Wochen für Ein-
wendungen des Mieters ist wirksam. Die Ver-
einbarung war keine Allgemeine Geschäftsbe-
dingung im Sinne von § 305 Abs. 1 BGB. Sämt-
liche Regelungen im Mietvertrag wurden indivi-
duell vereinbart. Für den Bereich der Ge-
schäftsraummiete bestehen keine Bedenken, in 
einer Individualvereinbarung eine Regelung zu 
treffen, die eine kurze Ausschlussfrist von zwei 
Wochen vorsieht. Es sind keine Gesichtspunkte 
erkennbar, die für eine Sittenwidrigkeit der Frist 
(§ 138 Abs. 1 BGB) sprechen könnten. 

Oberlandesgericht Karlsruhe, Urteil vom 
22.05.2018 - 9 U 111/16 

 Schriftformmangel wegen unzureichender 
Inbezugnahme 

Das Oberlandesgericht München hatte mit Ur-
teil vom 22.11.2018 einen Sachverhalt zu beur-
teilen, der insbesondere im Hinblick auf die ge-
setzliche Schriftform von Interesse ist. 

Gegenstand des Mietvertrags war eine Zahn-
arztpraxis. Vereinbart war eine Vertragsdauer 
vom 01.09.2004 bis 30.09.2014. Der Mieter 
hatte wirksam von einem Optionsrecht Ge-
brauch gemacht, durch das das Mietverhältnis 
um weitere 5 Jahre verlängert wurde. Der Ver-
mieter versuchte mit allen Mitteln, den Mieter 
loszuwerden. Er kündigte mehrfach - unwirk-
sam - wegen Eigenbedarfs. Im Vorprozess über 
die Frage, ob die Option wirksam ausgeübt 
wurde, beleidigte der Vermieter den Mieter per-
manent und behauptete schriftsätzlich bei-
spielsweise, dass der Mieter exorbitant hohe 
Rechnungen stelle und Zahnbehandlungen in 
die Länge ziehe. Auch außerhalb des Prozes-
ses versuchte der Vermieter, Druck auf den 
Mieter auszuüben, um ihn zum Verlassen der 
Mieträumlichkeiten zu bewegen. So hat der 
Vermieter beispielsweise unaufgefordert einen 
Makler gebeten, für den Mieter neue Räumlich-
keiten zu suchen. Der Mieter gewinnt den Vor-
prozess über die Frage, ob sich das Mietver-
hältnis durch Optionsausübung verlängert hat. 
Nachdem die Schikanen des Vermieters fort-
dauern, erklärt der Mieter die fristlose Kündi-
gung des Mietverhältnisses und macht Scha-
denersatz in beachtlicher Höhe geltend. Das 
Oberlandesgericht München stellt zunächst 
fest, dass dem Mieter die Schadensersatzan-
sprüche dem Grunde nach zustehen, denn das 
Verhalten des Vermieters stellte einen wichti-
gen Grund zur außerordentlichen fristlosen 
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Kündigung dar. Rechtsfolge ist, dass der Ver-
mieter den durch die vorzeitige Beendigung des 
Mietverhältnisses entstehenden Schaden zu er-
statten hat. 

Unabhängig von der Frage der fristlosen Kündi-
gung ist das Urteil aber deshalb von großem In-
teresse, weil sich das Oberlandesgericht Mün-
chen auch mit der gesetzlichen Schriftform 
nach § 550 S. 1 BGB befasst. Die Mietvertrags-
parteien hatten am 28.05.2004 den Mietvertrag 
geschlossen und zeitgleich, also ebenfalls am 
28.05.2004, einen Nachtrag zum Mietvertrag 
vereinbart, mit dem eine Wertsicherungsklausel 
geregelt wurde. Auf diesen Nachtrag wurde im 
Mietvertrag verwiesen. Auch der Nachtrag ent-
hält einen Verweis auf den zeitgleich abge-
schlossenen Mietvertrag. Einige Jahre später, 
nämlich mit Datum vom 09.10.2007, schlossen 
die Parteien eine Zusatzvereinbarung zum 
Mietvertrag. In dieser Zusatzvereinbarung 
wurde nur auf den Mietvertrag, nicht aber auf 
den zeitgleich geschlossenen Nachtrag zum 
Mietvertrag Bezug genommen. Das Oberlan-
desgericht München meint nunmehr, das Miet-
verhältnis wahre nicht die für die Wirksamkeit 
der vereinbarten Laufzeit von mehr als einem 
Jahr erforderliche schriftliche Form, sodass der 
Mietvertrag gemäß §§ 550 S. 1, 578 Abs. 1 
BGB als auf unbestimmte Zeit geschlossen gilt 
und ordentlich kündbar war. Die Schriftform des 
§ 550 BGB ist nur gewahrt, wenn sich die Eini-
gung über alle wesentlichen vertraglichen Ver-
einbarungen - insbesondere den Mietgegen-
stand, den Mietzins sowie die Dauer und die 
Parteien des Mietverhältnisses - aus einer von 
beiden Parteien unterzeichneten Urkunde 
ergibt. Werden wesentliche vertragliche Verein-
barungen nicht im Mietvertrag selbst schriftlich 
niedergelegt, sondern in Anlagen ausgelagert, 
sodass sich der Gesamtinhalt der mietvertragli-
chen Vereinbarung erst aus dem Zusammen-
spiel dieser "verstreuten" Bedingungen ergibt, 
müssen die Parteien zur Wahrung der Urkun-
deneinheit die Zusammengehörigkeit dieser 
Schriftstücke in geeigneter Weise zweifelsfrei 
kenntlich machen. Ein Nachtragsvertrag wahrt 
die Schriftform eines Mietvertrags nur dann, 
wenn er eine Bezugnahme auf die Schriftstücke 
enthält, aus denen sich sämtliche wesentlichen 
vertraglichen Vereinbarungen ergeben (BGH, 
Urteil vom 09.04.2008 - XII ZR 89/06, NJW 
2008, 2181). Die Parteien haben den Mietver-
trag und den Nachtrag zum Mietvertrag in un-
mittelbarem zeitlichen Zusammenhang am 
28.05.2004 geschlossen. Die Urkunden waren 
nicht körperlich verbunden. In dem sogenann-
ten Nachtrag haben die Parteien eine Wertsi-
cherungsklausel vereinbart. Diese betrifft die 
Miethöhe und damit eine wesentliche vertragli-
che Vereinbarung. Mit der Vereinbarung des 
Nachtrags haben die Parteien die Schriftform 
gewahrt. Der Nachtrag nimmt hinreichend be-

stimmt auf den Mietvertrag Bezug, lässt erken-
nen, dass der Mietvertrag im Übrigen unverän-
dert gelten soll und ist von beiden Parteien un-
terzeichnet. Der Schriftformmangel wurde aber 
dadurch herbeigeführt, dass die Mietvertrags-
parteien den Nachtrag vom 09.10.2007 schlos-
sen und in dieser Vereinbarung nicht auf den 
Nachtrag vom 28.05.2004 Bezug nahmen, son-
dern nur auf den Mietvertrag vom 28.05.2004. 

OLG München, Urteil vom 22.11.2018 - 32 U 
1376/18 

 

 Unfall bei Wartepflicht und Spurwechsel 

Es kommt immer wieder zu Unfällen, bei wel-
chen zwar ein Fahrzeugführer im Einmün-
dungsbereich unstreitig wartepflichtig war, es 
bei dessen Einfahrt in den Kreuzungsbereich 
zur Kollision kam, gleichwohl Streit hinsichtlich 
einer Haftungsquote entsteht. Eine der insoweit 
zugrunde liegenden Konstellationen ist, dass 
der im Kreuzungsbereich/Einmündungsbereich 
bevorrechtigte Fahrzeugführer nicht äußerst 
rechts fuhr, vielmehr zumindest teilweise auf 
der Gegenfahrbahn in dessen Fahrtrichtung, 
insbesondere erst vor der Kollision den rechten 
Fahrbahnrand verlassen hat. Es war insoweit 
beispielsweise durch das Landgericht Wupper-
tal in einem Urteil vom 12.7.2018 - 9 S 42/18 
über einen solchen Sachverhalt zu entschei-
den. 

Im Berufungsverfahren vor dem Landgericht 
Wuppertal hat dieses das erstinstanzliche Urteil 
bestätigt, durch welches die alleinige Haftung 
des im Kreuzungsbereich wartepflichtigen 
Fahrzeugführers, trotz Spurwechsel des Vor-
fahrtsberechtigten, bestätigt worden ist. Zutref-
fend wurde zunächst bestätigt, dass der bevor-
rechtigte Fahrzeugführer nicht den Nachweis 
der Unabwendbarkeit führen konnte, sodass 
die Abwägung der Verursachungsbeiträge ge-
mäß § 17 Abs. 2, Abs. 1 StVG erfolgen muss. 

Bei Abwägung der Verursachungsbeiträge 
blieb es jedoch dabei, dass nur auf Seiten des 
wartepflichtigen Fahrzeugführers ein schuldhaf-
ter Verkehrsverstoß festzustellen war, welcher 
auch zum Unfall geführt hat, sodass die Be-
triebsgefahr des bevorrechtigten Fahrzeugs zu-
rücktrat. Es wurde dies in jedem Fall für solche 
Umstände bestätigt, dass für den Wartepflichti-
gen ein möglicher Spurwechsel des heranfah-
renden bevorrechtigten Fahrzeuges aufgrund 
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der Umstände nicht fernliegend war. Vorliegend 
ergab sich dies aus einer im Kreuzungsbereich 
befindlichen Baustelle. Im Übrigen wurde der 
allgemeine Grundsatz bestätigt, dass sich die 
Vorfahrt auf die gesamte Fahrbahnbreite er-
streckt und durch das Rechtsfahrgebot nur 
gleichgerichteter Verkehr geschützt wird. 

Urteil, LG Wuppertal vom 12.07.2018 – 9 S 
42/18 

 

 Einheitlicher Einbau und Wartung der 
Rauchwarnmelder durch die WEG zulässig 

Die Mitglieder der Wohnungseigentümerge-
meinschaft haben beschlossen, dass die Instal-
lation, Wartung und Kontrolle von Rauchwarn-
meldern für sämtliche Wohnungen durch eine 
Fachfirma durchgeführt wird. In der Landesbau-
ordnung besteht eine Verpflichtung zur Nach-
rüstung vorhandener Wohnungen mit Rauch-
warnmeldern. Die Kläger, die den Beschluss 
anfechten, wollen von dieser Regelung ausge-
nommen werden, da sie ihre Wohnung bereits 
mit eigenen Rauchwarnmelder ausgestattet ha-
ben. 

Die Anfechtungsklage blieb ohne Erfolg. Denn 
die Wohnungseigentümer können den Einbau 
von Rauchwarnmeldern in allen Wohnungen 
beschließen. Die Beschlusskompetenz umfasst 
auch die Entscheidung über eine regelmäßige 
Kontrolle und Wartung der Rauchwarnmelder. 
Der Beschluss entspricht ordnungsgemäßer 
Verwaltung. Wenn der Einbau und die Wartung 
von Rauchwarnmeldern für das gesamte Ge-
bäude in eine Hand gelegt werde, wird ein ho-
hes Maß an Sicherheit gewährleistet. Dadurch 
kann die Gemeinschaft sicherstellen, dass die 
Rauchwarnmelder den einschlägigen DIN-
Vorschriften entsprechen und durch ein qualifi-
ziertes Fachpersonal installiert werden. Auch 
werden versicherungsrechtliche Risiken mini-
miert. Damit entspricht der Beschluss billigem 
Ermessen, wenn die Wohnungseigentümer die-
sen Interessen den Vorzug geben gegenüber 
den Interessen solcher Eigentümer, die in ihren 
Wohnungen bereits eigene Rauchwarnmelder 
betreiben. Individuelle Lösungen führen insbe-
sondere in größeren Wohnungseigentumsge-
meinschaften zur Unübersichtlichkeit und ei-
nem erheblichen Mehraufwand für den Verwal-
ter, wenn dieser prüft, ob im Einzelfall die Ein-
bau- und Wartungspflicht erfüllt und der Nach-
weis darüber geführt ist. Aber auch in kleineren 

Gemeinschaften ist das den Wohnungseigentü-
mern eingeräumte Ermessen nicht überschrit-
ten, wenn die Gemeinschaft  den praktikabels-
ten und sichersten Weg zur Erfüllung der Pflicht 
zum Einbau und zur Wartung von Rauchwarn-
meldern wählt. Dagegen ist die finanzielle 
Mehrbelastung der Wohnungseigentümer, wel-
che die Wohnungen bereits mit Rauchwarnmel-
dern ausgestattet haben, gering. Deren Interes-
sen müssen daher zurücktreten. 

BGH, Urteil vom 07.12.2018 - V ZR 273/17 

 

 Schönheitsreparaturen: Vereinbarung mit 
dem Vormieter reicht nicht 

Vermieter und Mieter streiten darum, ob die ver-
mietende Klägerin berechtigt ist von dem Be-
klagten als Mieter Schadensersatz wegen nicht 
durchgeführter Schönheitsreparaturen zu ver-
langen. Die Klägerin hat in einem von ihr ge-
stellten Formularmietvertrag vereinbart, dass 
die Schönheitsreparaturen vom Mieter ausge-
führt werden müssen. Der beklagte Mieter kam 
mit der Vormieterin, die die Wohnung unmittel-
bar vor Einzug des Beklagten bewohnte dar-
über überein, dass der Beklagte von dieser die 
in die Wohnung eingebrachten Gegenstände 
gegen Zahlung einer nicht näher festgestellten 
Summe übernimmt und sich bereit erklärt, die 
Schönheitsreparaturen durchzuführen. Die 
Wohnung wurde damit in einem nicht renovier-
ten Zustand an den Beklagten übergeben, sie 
wies Gebrauchsspuren der Vormieterin auf. 
Nachdem das Mietverhältnis mit dem Beklagten 
endete wurde im Rahmen einer Wohnungsbe-
gehung am 06.01.2014 festgestellt, dass An-
stricharbeiten an Decken, Wänden, Türen, Tür-
rahmen und Heizkörpern erforderlich waren. 
Die Klägerin forderte den Beklagten auf, diese 
Arbeiten durchzuführen. Der Beklagte gab die 
Wohnung am 14.02.2014 zurück. Noch am sel-
ben Tag übergab die Klägerin die Wohnung an 
eine Nachmieterin. Die vom Beklagten durch-
geführten Arbeiten waren nicht deckend, son-
dern streifig. Nachbesserungsarbeiten verliefen 
nicht zur Zufriedenheit der Klägerin. Nachdem 
der Beklagte weitere Arbeiten ablehnte, wurden 
diese durch einen Malerfachbetrieb durchge-
führt. Die Parteien streiten darum, ob die Scha-
densersatzverpflichtung besteht. 

Der Bundesgerichtshof entscheidet, dass der 
Klägerin ein Schadensersatzspruch wegen un-
terlassener Schönheitsreparaturen gemäß § 
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280 Abs. 1, 3, § 281 BGB nicht zusteht. Denn 
die Pflicht zur Durchführung von Schönheitsre-
paraturen ist nicht wirksam auf den Beklagten 
abgewälzt worden. Bereits 2015 hat der Bun-
desgerichtshof (VIII ZR 185/14) entschieden, 
dass eine Verpflichtung zur Vornahme laufen-
der Schönheitsreparaturen im Falle einer dem 
Mieter unrenoviert oder renovierungsbedürftig 
überlassenen Wohnung unangemessen be-
nachteiligend und damit unwirksam ist. 

Diese Regelung wird auch nicht deshalb wirk-
sam, weil sich der Beklagte gegenüber der Vor-
mieterin zur Vornahme von Renovierungsarbei-
ten verpflichtet hat. Hierdurch wird übersehen, 
dass die in einem Schuldverhältnis gewährten 
Rechte nur zwischen den Parteien wirken. Des-
halb hat das Bestehen einer Renovierungsver-
einbarung des Vormieters mit dem neuen Mie-
ter grundsätzlich keinen Einfluss auf die Wirk-
samkeit der in dem Mietvertrag zwischen Ver-
mieter und neuen Mieter enthaltenen Verpflich-
tung. Eine unangemessene Benachteiligung 
des Mieters liegt grundsätzlich dann vor, wenn 
der Mieter - dem Vermieter gegenüber - ver-
pflichtet wird, gegebenenfalls auch Gebrauchs-
spuren eines Vormieters zu beseitigen. Dies ist 
aber der Fall, wenn der Vermieter dem Mieter 
eine nicht renovierte Wohnung übergibt und 
gleichzeitig durch Formularklausel der Mieter 
zur Vornahme laufender Schönheitsreparatu-
ren verpflichtet ist, ohne ihm dafür einen ange-
messenen Ausgleich zu gewähren. Demnach 
vermögen etwaige Verpflichtungen des Mieters 
gegenüber dem Vormieter an der Unwirksam-
keit der im Mietverhältnis enthaltenen Vornah-
meklausel nichts zu ändern. 

BGH, Urteil vom 22.08.2018 - VIII ZR 277/16 

 Schuldet der Vermieter einen funktionieren-
den Telefonanschluss in der Mietwohnung? 

Die klagende Mieterin hat 2011 eine Wohnung 
angemietet. In der Folgezeit kam es zu einem 
Defekt an der Telefonleitung, sodass die Nut-
zung des Internets und Telefongespräche nicht 
möglich waren. Eine Aufforderung, die Telefon-
leitung zwischen dem Hausanschluss und der 
Telefondose der Wohnung instandzusetzen 
blieb ohne Erfolg. Daher begehrt die Klägerin 
vom Beklagten als Vermieter die Instandset-
zung der Telefonleitung. 

Der Bundesgerichtshof entscheidet, dass der 
Vermieter zur Instandsetzung der Telefonlei-
tung verpflichtet ist. Denn nach § 535 Absatz 1 
S. 2 BGB hat der Vermieter die Mietsache dem 
Mieter in einem zum vertragsgemäßen Ge-
brauch geeigneten Zustand zu überlassen und 
sie während der Mietzeit in diesem Zustand zu 
erhalten. Der Mieter hat daher einen Erfüllungs-
anspruch. Der Umfang dieser Verpflichtung 
richtet sich nach dem, was die Parteien als ver-
tragsgemäß vereinbart haben. Wenn es an ei-

ner Vereinbarung fehlt, wird der zum vertrags-
gemäßen Gebrauch geeignete Zustand nach 
den gesamten Umständen des Mietverhältnis-
ses und den daraus in - gegebenenfalls ergän-
zender- Auslegung abzuleitenden Standards 
bestimmt. Nach der allgemeinen Verkehrsan-
schauung kann der Mieter einer Wohnung er-
warten, dass die angemieteten Räume einen 
Wohnstandard aufweisen, der der üblichen 
Ausstattung vergleichbarer Wohnungen ent-
spricht. Es sind Alter, Ausstattung und Art des 
Gebäudes aber auch die Höhe der Miete und 
eine eventuelle Ortssitte zu berücksichtigen. 

Jedenfalls dann, wenn eine Wohnung mit einer 
sichtbaren Telefonanschlussdose ausgestattet 
ist, umfasst der zumindest im Wege ergänzen-
der Vertragsauslegung zu ermittelnde vertrags-
gemäße Zustand einen solchen funktionsfähi-
gen Telefonanschluss. Demnach trifft den Ver-
mieter die Verpflichtung, die Mietsache dem 
Mieter in einem zum vertragsgemäßen Ge-
brauch geeigneten Zustand zu überlassen (so-
genannte Überlassungspflicht) und danach auf 
Dauer die Verpflichtung, die Mietsache wäh-
rend der Mietzeit in diesem Zustand auch zu er-
halten (Erhaltungspflicht). Zur letzteren gehört 
die Verpflichtung, eine nach Überlassung ein-
getretene Verschlechterung der Mietsache zu 
beseitigen und den zum vertragsgemäßen Ge-
brauch geeigneten Zustand wiederherzustellen. 
Auch kommt es nicht darauf an, ob und beja-
hendenfalls welche Ansprüche dem Mieter ge-
gen ein Telekommunikationsunternehmen zu-
stehen. Selbst, wenn dem Mieter im Einzelfall 
im Hinblick auf die Verkabelung Ansprüche ge-
gen Dritte zustünden, würde allenfalls eine ge-
samtschuldnerische Verpflichtung vorliegen, 
bei der es dem Schuldner freisteht, welchen 
Gläubiger er  in Anspruch nimmt. 

Es ist auch nicht von Bedeutung, dass sich die 
defekte Leitung außerhalb der vermieteten 
Räumlichkeiten befindet. Die Instandhaltungs-
verpflichtung des Vermieters beschränkt sich 
nicht nur auf das eigentliche Mietobjekt, son-
dern auch auf die ausdrücklich nicht vermiete-
ten Hausteile, die, wenn auch nur mittelbar, 
dem Mietgebrauch unterliegen. 

BGH, Urteil vom 05.12.2018 - VIII ZR 17/18 
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